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ERKENNTNIS

Der Asylgerichtshof hat durch den Richter Dr. Markus STEININGER als Vorsitzenden und den Richter Dr. Friedrich
KINZLBAUER als Beisitzer im Beisein der Schriftfihrerin Frau Schwarz Uber die Beschwerde des M.Z., geb. am
00.00.1978, StA. Armenien, gegen den Bescheid des Bundesasylamtes vom 30.05.2008, FZ. 07 01.325-BAl, in nicht
offentlicher Sitzung zu Recht erkannt:

Die Beschwerde wird gemafld 88 3, 8 Abs 1 Z 1, 10 Abs 1 Z 2 AsylG 2005 BGBI | 2005/100 idF BGBI | 2008/4 als
unbegrindet abgewiesen.

Text
Entscheidungsgrinde:

I. Der Beschwerdeflhrer, ein Staatsangehdriger von Armenien, stellte am 06.02.2007 beim Bundesasylamt (BAA) einen
Antrag auf internationalen Schutz. Dazu wurde er erstbefragt und zu den im Akt ersichtlichen Daten von einem
Organwalter des BAA niederschriftlich einvernommen. Der Verlauf dieser Einvernahmen ist im angefochtenen
Bescheid vollstandig wieder gegeben, weshalb an dieser Stelle hierauf verwiesen wird.

Als Begrindung flr das Verlassen des Herkunftsstaates brachte er im Wesentlichen vor, er habe mit seinem Vater seit
dem Jahr 2000 in einem Lebensmittelgeschaft gearbeitet. Sein Vater habe an fremde Personen zweimal Schutzgeld
bezahlt. Im Jahr 2003 habe sich sein Vater geweigert abermals zu bezahlen, woraufhin dieser von diesen Personen
erschossen worden sei und dem BF ins rechte Knie geschossen worden sei. Die Leute hatten im Nachhinein nach dem
BF gesucht und hatten gedroht, er solle die Sache auf sich beruhen lassen, da sie ihn sonst toéten wirden. Die Polizei
habe gesagt dass sie nichts machen kdnne und dass Jesiden kein Recht hatten irgendwen anzuzeigen.

Der Antrag auf internationalen Schutz wurde folglich mit Bescheid des BAA vom 30.05.2008, Zahl: 07 01.325-BAl,
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gemal § 3 Abs 1 AsylG 2005 abgewiesen und der Status eines Asylberechtigten nicht zuerkannt (Spruchpunkt I.). Gem.
8 8 Abs 1 Z 1 AsylG wurde der Status des subsidiar Schutzberechtigten in Bezug auf den Herkunftsstaat Armenien nicht
zugesprochen (Spruchpunkt I.). GemaRB 8 10 Abs 1 Z 2 AsylG wurde die Ausweisung aus dem 0sterreichischen
Bundesgebiet nach Armenien verflgt (Spruchpunkt Ill.).

Im Rahmen der Beweiswirdigung erachtete die belangte Behdrde das Vorbringen des BF mit umfangreicher
Begrindung als unglaubwurdig. Diesbezuglich wird auf den Akteninhalt verwiesen. Weiters folgerte die belangte
Behorde, dass selbst fir den Fall, dass die Geschichte des BF der Wahrheit entsprechen wuirde, diese eine
Fluchtlingseigenschaft nicht begriinden kann, da Verfolgung entweder von staatlichen Stellen ausgehen muss, oder
der betreffende Staat nicht in der Lage oder nicht gewillt sein muss, die von anderen Stellen ausgehende Verfolgung
hintanzuhalten. Es bestehen jedoch unter Verweis auf die Landerfeststellungen keine Anhaltspunkte dafir, dass der
armenische Staat nicht Willens oder generell nicht in der Lage ist, Schutz zu gewahren.

Gegen diesen Bescheid wurde mit Schriftsatz vom 12.06.2008 innerhalb offener Frist Berufung [jetzt Beschwerde]
erhoben. Hinsichtlich des Inhaltes der Beschwerde wird auf den Akteninhalt (VWGH 16. 12. 1999, 99/20/0524)
verwiesen. Weiters wurde seitens des BF ein arztliches Attest vom 23.05.2008 vorgelegt.

Im Wesentlichen wurde nach Darlegung allgemeiner rechtlicher und sonstiger Ausfihrungen vorgebracht, dass der
Kern seines Vorbringens nicht erkannt worden sei und die Landerfeststellungen unvollstandig und veraltet seien. Es
wurden weitere Ermittlungen zur Feststellung des maRgeblichen Sachverhaltes im Hinblick auf die aktuelle Situation in
Afghanistan (gemeint wohl Armenien) und die Beiziehung eines Sachverstandigen beantragt. Weiters wurde das
erstinstanzliche Verfahren moniert. Es wurden keine Neuerungen vorgebracht.

Hinsichtlich des weiteren Verfahrensherganges bzw. des Vorbringens im Detail wird auf den Akteninhalt verwiesen.

IIl. Der Asylgerichtshof hat erwogen:

Der AsylGH hat durch den vorliegenden Verwaltungsakt Beweis erhoben. Der festgestellte Sachverhalt steht aufgrund
der aulBer Zweifel stehenden Aktenlage (VWGH 16. 12. 1999, 99/20/0524) fest.

I1l. Artikel 151 Abs. 39 Z. 1 und 4 Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG) lauten:

(39) Art. 10 Abs. 1 Z 1, 3, 6 und 14, Art. 78d Abs. 2, Art. 102 Abs. 2, Art. 129, Abschnitt B des (neuen) siebenten
Hauptstlickes, Art. 132a, Art. 135 Abs. 2 und 3, Art. 138 Abs. 1, Art. 140 Abs. 1erster Satz und Art. 144a in der Fassung
des Bundesverfassungsgesetzes BGBI. | Nr. 2/2008 treten mit 1. Juli 2008 in Kraft. Fir den Ubergang zur neuen
Rechtslage gilt:

Z 1: Mit 1. Juli 2008 wird der bisherige unabhangige Bundesasylsenat zum Asylgerichtshof.

Z 4: Am 1. Juli 2008 beim unabhangigen Bundesasylsenat anhdngige Verfahren sind vom Asylgerichtshof
weiterzufuhren. Beim Verwaltungsgerichtshof oder beim Verfassungsgerichtshof anhangige Verfahren Uber
Beschwerden gegen Bescheide des unabhdngigen Bundesasylsenates sind von diesen mit der Mal3gabe
weiterzufihren, dass als belangte Behdrde der Asylgerichtshof gilt.
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Gemal? 8 61 (1) AsylG 2005 BGBI | Nr. 100/2005 idF BGBI | Nr. 4/2008 entscheidet der Asylgerichtshof in Senaten oder,
soweit dies in Abs. 3 vorgesehen ist, durch Einzelrichter Uber

1. Beschwerden gegen Bescheide des Bundesasylamtes und

2.[...]

(3) Der Asylgerichtshof entscheidet durch Einzelrichter Gber Beschwerden gegen

1. zurlckweisende Bescheide

2. die mit diesen Entscheidungen verbundene Ausweisung.

(4) Uber die Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung einer Beschwerde entscheidet der fir die Behandlung der
Beschwerde zustandige Einzelrichter oder Senatsvorsitzende.

Gem. 8§ 23 des Bundesgesetzes Uber den Asylgerichtshof, BGBI. I, Nr. 4/2008 (Asylgerichtshofgesetz - AsylGHG) idgF
sind, soweit sich aus dem Bundes-Verfassungsgesetz - B-VG BGBI. Nr. 1/1930, dem Asylgesetz 2005 - AsylG 2005, BGBI.
I Nr. 100 und dem Verwaltungsgerichtshofgesetz 1985 - VwWGG, BGBI. Nr. 10, nicht anderes ergibt, auf das Verfahren
vor dem Asylgerichtshof die Bestimmungen des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 - AVG, BGBI. Nr.51,
mit der Mal3gabe sinngemall anzuwenden, dass an die Stelle des Begriffes "Berufung" der Begriff "Beschwerde" tritt,
weshalb im gegenstandlichen Fall im hier ersichtlichen Umfang das Allgemeine Verwaltungsverfahrensgesetz 1991 -
AVG, BGBI. Nr.51 zur Anwendung gelangt.

GemaR § 66 Abs 4 AVG idgF hat der Asylgerichtshof [Berufungsbehorde], sofern die Beschwerde [Berufung] nicht als
unzulassig oder verspatet zurtickzuweisen ist, immer in der Sache selbst zu entscheiden. Er [sie] ist berechtigt, sowohl
im Spruch als auch hinsichtlich der Begriindung (§ 60) seine [ihre] Anschauung an die Stelle jener der Unterbehdrde zu
setzen und demgemalR den angefochtenen Bescheid nach jeder Richtung abzuandern.

Gem. § 75 (1) des Asylgesetzes 2005, BGBI | Nr. 100/2005 (AsylG 2005) idgF sind alle am 31. Dezember 2005 anhangigen
Verfahren nach den Bestimmungen des Asylgesetzes 1997 zu Ende zu fUhren. 8 44 AsylG 1997 gilt. Die 88 24, 26, 54 bis
57 und 60 dieses Bundesgesetzes sind auf diese Verfahren anzuwenden. § 27 ist auf diese Verfahren mit der Ma3gabe
anzuwenden, dass die Behdrde zur Erlassung einer Ausweisung zustandig ist und der Sachverhalt, der zur Einleitung
des Ausweisungsverfahrens fihren wirde, nach dem 31. Dezember 2005 verwirklicht wurde. § 57 Abs. 5 und 6 ist auf
diese Verfahren mit der Mal3gabe anzuwenden, dass nur Sachverhalte, die nach dem 31. Dezember 2005 verwirklicht

wurden, zur Anwendung dieser Bestimmungen fuhren.

Gegenstandliches Verfahren war am 31.12.2005 nicht anhangig, weshalb es nach den Bestimmungen des AsylG 2005
idgF zu Ende zu fUhren war.
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Das erkennende Gericht ist berechtigt, ndher bezeichnete Teile des angefochtenen Bescheides zum Inhalt des
gegenstandlichen Erkenntnisses zu erheben, ohne sie wiederholen zu mussen (vgl. z.B. das Erk. d. VwGH vom 4. 10.
1995, 95/01/0045; VWGH 24. 11. 1999,99/01/0280; auch VwGH 8. 3. 1999,98/01/0278), weshalb im gegenstandlichen
Fall im bereits genannten Umfang auf den erstinstanzlichen Bescheid verwiesen wird.

Ebenso ist das erkennende Gericht berechtigt, auf die auBer Zweifel stehende Aktenlage (VWGH 16. 12. 1999,
99/20/0524) zu verweisen, weshalb auch hierauf im gegenstandlichen Umfang verwiesen wird.

Das Bundesasylamt hat ein mangelfreies, ordnungsgemalRes Ermittlungsverfahren durchgefihrt und in der
Begrindung des angefochtenen Bescheides die Ergebnisse des Ermittlungsverfahrens, die bei der Beweiswurdigung
mallgebenden Erwdgungen und die darauf gestitzte Beurteilung in der Rechtsfrage klar und Ubersichtlich
zusammengefasst. Die Erstbehorde hat sich sowohl mit dem individuellen Vorbringen auseinander gesetzt, als auch
ausfuhrliche Sachverhaltsfeststellungen zur allgemeinen Situation in Armenien auf Grundlage ausreichend aktuellen
und unbedenklichen Berichtsmaterials getroffen und in zutreffenden Zusammenhang mit der Situation des BF
gebracht. Auch die rechtliche Beurteilung begegnet keinen Bedenken.

Aufgrund der Feststellungen des Bundesasylamtes ist von auf ausreichend aktuelle Quellen (vgl. Erk. d. VWGHs. vom 9.
Marz 1999, ZI. 98/01/0287 und sinngemald im Zusammenhang mit Entscheidungen nach8 4 AsylG 1997 das E. vom 11.
November 1998, 98/01/0284, bzw. auch das E. vom 7. Juni 2000, ZI1.99/01/0210) basierenden Feststellungen
auszugehen, welche den weiteren Ausfiihrungen zu Grunde gelegt werden.

Der AsylGH schliet sich diesen Ausfihrungen des Bundesasylamtes im angefochtenem Bescheid an und erhebt sie
zum Inhalt des gegenstandlichen Erkenntnisses (vgl. VwGH 25.3.1999, 98/20/0559;

8.6.2000, 99/20/0366;  30.11.2000, 2000/20/0356;  22.2.2001,2000/20/0557;, 21.6.2001, 99/20/046; 01.3.2007,
2006/20/0005;

21.3.2007, 2007/19/0085-3 [Ablehnung der Behandlung der Beschwerde];

31.5.2007 2007/20/0488-6 [Ablehnung der Behandlung der Beschwerde]).

Sofern in der Beschwerde seitens des Beschwerdeflihrers das erstinstanzliche Verfahren moniert wird, wird
festgestellt, dass nach Ansicht des AsylGH wie bereits oben ausgefihrt das Bundesasylamt ein mangelfreies,
ordnungsgemalies Ermittlungsverfahren durchgefuhrt und in der Begrindung des angefochtenen Bescheides die
Ergebnisse des Ermittlungsverfahrens, die bei der Beweiswurdigung maligebenden Erwagungen und die darauf
gestutzte Beurteilung in der Rechtsfrage klar und Ubersichtlich zusammengefasst hat. Dem BF ist es nicht gelungen,
der Beweiswirdigung des Bundesasylamtes dermaf3en konkret und substantiiert entgegen zu treten, dass Zweifel an
der Beweiswirdigung des Bundesasylamtes aufgekommen wdren. Vom BF konnten keine nachvollziehbaren
Ausfuhrungen dargelegt werden, welche geeignet waren, vom Vorliegen einer mangelhaften Ermittlungstatigkeit durch
das Bundesasylamt auszugehen. Da somit weder aus dem amtswegigen Ermittlungsergebnis im Beschwerdeverfahren
noch aus den Ausfiihrungen des BF ein substantiierter Hinweis auf einen derartigen Mangel vorliegt, kann ein solcher
nicht festgestellt werden.

Zu den Beweisantragen, weitere Ermittlungen zur Feststellung des maBgeblichen Sachverhaltes im Hinblick auf die
aktuelle Situation in Armenien durchzufiihren und der diesbezlglichen Beiziehung eines Sachverstandigen, wird
festgestellt, dass diesen Beweisantrdge keine konkreten Behauptungen in irgend einer Richtung vorangehen, sondern
lediglich nicht nachvollziehbare unbestimmte Vermutungen, die Landerfeststellungen des BAA seien unvollstandig und
veraltet, zum Gegenstand haben und sich somit auf Erkundungsbeweise beziehen. Erkundungsbeweise dienen jedoch
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nicht dazu, ein konkretes Vorbringen der Partei zu untermauern, sondern sollen es erst ermdglichen, dieses zu
erstatten. Nach der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes sind Erkundungsbeweise im Verwaltungsverfahren
unzulassig. Daher ist die Behdrde nicht gem. 88 37 iVm 39 Abs 2 AVG zur Durchfihrung eines solchen Beweises (zur
Entsprechung eines dahin gehenden Antrages) verpflichtet, sodass dessen Unterlassung keinen Verfahrensmangel
bedeutet ( s. auch Hengstschlager - Leeb, Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz, Manz Kommentar, Rz 16 zu 8 46
mwN) und diesen Beweisantragen im gegenstandlichen Fall aus o. a. Erwdgungen nicht gefolgt wurde.

Aus dem beigelegten arztlichen Attest geht nicht hervor, dass der BF an einer Erkrankung leidet, welche ein
Abschiebehindernis im Sinne von Artikel 3 EMRK darstellen wiirde. Die Beschwerden seien derzeit beherrschbar, eine
operative Intervention werde wohl mittelfristig notwendig werden. Kontrolle bei Bedarf und Zunahme der
Beschwerden indiziert. Der BF hat somit weder eine lebensbedrohende Erkrankung noch einen sonstigen auf seine
Person bezogenen "auBergewdhnlichen Umstand" behauptet oder bescheinigt, der ein Abschiebungshindernis im
Sinne von Art. 3 EMRK iVm & 8 Abs. 1 AsylG darstellen kdnnte. Diesbezlglich wird auf die seitens des BAA im
erstinstanzlichen Bescheid angefuhrte Judikatur des EGMR verwiesen (AS 64).

Dass die im Verfahren angesprochenen Erkrankungen in Armenien behandelt werden, ergibt sich aus den
erstinstanzlichen Feststellungen und Ausfihrungen und den eigenen Angaben des BF. Diesbezlglich wird auf den
Akteninhalt verwiesen.

Dem Bundesasylamt ist letztlich im Rahmen einer Gesamtschau jedenfalls beizupflichten, dass kein Sachverhalt
hervorkam, welcher bei Berlicksichtigung samtlicher bekannter Tatsachen den Schluss zuliel3e, dass der BF im Falle
einer Ruckkehr nach Armenien dort einer Gefahr im Sinne des Art. 1 Abschnitt A Z 2 GFK bzw. § 8 AsylG ausgesetzt

ware.

Aus dem Vorbringen des BF kann bei Berucksichtigung samtlicher bekannter Tatschen kein Hinweis abgeleitet werden,
dass dieser vernilinftiger Weise (VWGH 9.5.1996, Z1.95/20/0380) in dessen Herkunftsstaat mit einer Uber die bloRe
Moglichkeit (z.B. VWGH vom 19.12.1995, ZI. 94/20/0858, VWGH vom 14.10.1998. Z1.98/01/0262) hinausgehenden
mafgeblichen Wahrscheinlichkeit einer aktuellen (VWGH 05.06.1996, ZI. 95/20/0194) Gefahr ausgesetzt ware.

Ebenfalls bestehen bei Berticksichtigung samtlicher bekannter Tatsachen keine Hinweise, dass durch eine Ausweisung
in den Herkunftsstaat auf unzuldssige Weise in das Privat- und Familienleben des BF gem. Art. 8 EMRK eingegriffen

werden wurde.

Da den sonstigen Mitgliedern der Kernfamilie ebenfalls nicht Asyl oder subsidiarer Schutz gewahrt wurde (FZ: 400.018,
400.019, 400.020), scheidet die Gewahrung von Asyl oder subsididrem Schutz aus dem Titel des
Familienverfahrensebenfalls aus.

GemalR§ 41 Abs 7 AsylG 2005 kann eine mindliche Verhandlung unterbleiben, wenn der Sachverhalt aus der
Aktenlage in Verbindung mit der Beschwerde geklart erscheint oder sich aus den bisherigen Ermittlungen zweifelsfrei
ergibt, dass das Vorbringen nicht den Tatsachen entspricht. Im Ubrigen gilt 8 67 d AVG.

Im gegenstandlichen Fall konnte der Sachverhalt aus der Aktenlage in Verbindung mit der Beschwerde als geklart
erachtet werden, da dieser nach einem ordnungsgemaBen Ermittlungsverfahren durch die belangte Behdrde, nach
schlUssiger Beweiswlrdigung festgestellt und dieser in der Beschwerde auch nicht substantiiert entgegen getreten
wurde. Weder war der Sachverhalt erganzungsbedurftig noch erschien er in entscheidenden Punkten als nicht richtig.
Rechtlich relevante und zuldssige Neuerungen wurden nicht vorgetragen.
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